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\-1 i c n 1. 

Auf die Anfrage der Abgeordneten IngoScheibengraf und Ge­

nossen Nr.20!+/J vom 2.J3'ebruar 19?2, betreffend die Gewährung 

eines einmaligen Betrages anläßlich der ersten Eheschließung, 
beehre ich mich mitzuteilen: 

Für den Bereich des Einkommensteuergesetzes ist die Staats­
angehörigkeit njcht von Bedeutung; maßgebend für die Versteuerung 

ist nur die unbeschränkte und beschränkte Steuerpflicht. Da eine 

außergewöhnliche Belastung im Sinne des § 33 EStG. 1967, zu deren 

\'Iei teren Bereich auch die steuerfreien Beträge für die Hausstands­

neugründung gern. § 33a Abs.1 bis 3 EStG 1967 und der Abgeltungs­
betrag bei Eheschließung gema §.33a Abs.4 bis 6 EStG 1967 ge­

hören, grundsätzlich nur bei unbeschränkt Steuerpflichtigen be­

rücksichtigt werden kann, konnte der Staatsbürgerschaft bei 
Schaffung des neuen Tatbestandes des § 33a Abs. 4 - 6 EStG 1967 

keine .Aufmerksamkeit geschenkt 'VIerden • 
Auch ausländische Staatsbürger, die in Österreich unbeschrän.kt 

steuerpflichtig sind und in Österreich ihren Wohnsitz sowie d.en 
Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen haben, haben grundsätzlich An­

spruch auf den Abgel tungsbetrag im SiT'lJle des § 330. Abs. L+ bis 6 

EStG 1967. Allerdings wird in diesen Fällen genau geprüft werden 
müssen, ob eine echte Wohnsitzbegründung in österreich vorliegt 

und sich tatsächlich der Mittelpunkt der LebensinteressEn im In­
land befinden. 

Gastarbeiter Herden im Regelfall keinen Anspruch auf den Ab­

geltungsbetrag gern. § 33a Abs. 4 bis 6 EStG 1967 erheben können, 
da ihre - allenfalls gegebene - unbeschränkte Steuerpflicht nicht 

auf dem (vom Gesetz geforderten) inländischen wohnsitz, sondern 
auf dem Subsidia:rtDtbestand des § 26 zweiter Satz Bundef:;abgaben­
ordnung basiert und auch der Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen 
nicht im Inland angenommen werden kanno 
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